
Vereinigung Evangelischer Freikirchen e.V.  

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Freundinnen und Freunde,  
liebe Schwestern und Brüder, 
 
seit Jahren bewegt uns das Thema „Flucht und Asyl“. Konkreter formuliert berühren uns 
die Menschen, die zu uns kommen und um Hilfe und Aufnahme bitten. In allen Fällen ha-
ben sie einen harten Weg hinter sich. Gleichwohl besteht nicht für jede Person, die zu 
uns kommt, ein Rechtsanspruch auf Asyl. Darum werden viele Menschen durch staatliche 
Stellen „abgeschoben“, also außer Landes gebracht. 
 
Die Bewertungen und Urteile, durch das „Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge“ (BAMF) oder durch Gerichte getroffen, wurden nach deutschem Recht getroffen. Sie 
können aber dennoch als unangemessen hart empfunden werden. In Einzelfällen kann 
man meinen, sie seien sogar zu Unrecht getroffen worden. 
 
In den zurückliegenden Jahren gab es darum immer wieder Gemeinden, die es aus Gewis-
sensgründen als ihre Pflicht angesehen haben, Geflüchteten den Schutzraum des „Kir-
chenasyls“ anzubieten, um eine Abschiebung zu verhindern. In den weitaus überwiegen-
den Fällen handelt es sich dabei um sog. Dublin-Abschiebungen in Staaten, die nach einer 
ersten Prüfung (als Ersteinreiseland, durch Visumvergabe, Asylantragstellung dort, …) 
aufgrund der Dublin III-Verordnung für die Asylverfahren dieser Menschen zuständig wä-
ren. Unter diesen einzelnen Fällen gibt es immer wieder Härtefälle, bei denen diese Zu-
ständigkeit hinter eine individuelle Härtefallsituation zurücktreten und das Gesuch um 
Schutz dieser Menschen in Deutschland geprüft werden sollte. Die Dublin III-Verordnung 
selbst sieht diesen möglichen Zuständigkeitsübergang ausdrücklich in Art. 17 vor, wonach 
ein Mitgliedsstaat jeden Fall „an sich ziehen kann“, auch wenn er eigentlich nicht dafür 
zuständig wäre. 
 
Der deutsche Staat hat darauf reagiert und sich mit den Kirchen dahingehend geeinigt, 
sich die jeweilige Situation in all diesen Fällen erneut vortragen zu lassen, der Bitte um 
erneute Überprüfung in dieser Weise also stattzugeben. Im juristischen Sinne haben die 
Kirchen keinen Rechtsanspruch darauf. Ihnen wird dennoch zugetraut, womöglich Gründe 
gefunden zu haben, die dem Staat in seiner Bewertung bisher nicht ersichtlich waren 
oder bislang nicht stark genug schienen. Darum lassen sich die staatlichen Stellen seit 
Anfang 2015 darauf ein, präzise zu den durch die Kirchengemeinden vorgetragenen Grün-
den die Situation erneut zu bewerten. Diese Option wird im Rahmen eines „Dossier-
Verfahrens“ gewährt. 
 
Das Dossier-Verfahren ist kein Rechtsweg, ist aber gleichwohl geregelt. Darum erwartet 
der Staat, dass sich die Kirchen als Partner in der Absprache an die getroffenen Verein-
barungen halten. Da es in den letzten Jahren aus der Perspektive des Staates zu viele 
Gemeinden gab, die ein Kirchenasyl durchgeführt, sich aber außerhalb der Absprachen 
des Dossier-Verfahrens bewegt haben, werden diese nun sanktioniert. Zukünftig erklärt 
der Staat in bestimmten Situationen die Zuständigkeit Deutschlands deshalb erst nach 18 
Monaten – das ist ein Jahr länger als bisher.  
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Grob eingeordnet erfolgt die Verlängerung auf 18 Monate, wenn 
 
a) bei der Meldung des Kirchenasyls nicht deutlich wird, dass der VEF-Kirchenasyl-

beauftragte einbezogen ist.  
b) das Dossier nicht innerhalb von vier Wochen nach Beginn des Kirchenasyls ein-

gereicht wurde. 
c) nach abgelehntem Härtefalldossier das Kirchenasyl nicht beendet wird. 

 
Das Kirchenasyl wird dadurch erheblich beschwert. 
 
Wir möchten darum das Dossier-Verfahren erläutern – um diese Option und damit die da-
von betroffenen Menschen zu schützen. Denn nach wie vor hält der Staat dieses Angebot 
aufrecht: In besonderen Härten, als Ultima Ratio, nachdem der Rechtsweg bis zum Ende 
beschritten wurde, können die Kirchen im Rahmen des Dossier-Verfahrens Einzelfälle zur 
erneuten Prüfung vorlegen und die betroffenen Personen bis zur erneuten Klärung ins 
Kirchenasyl nehmen, um eine Abschiebung zu verhindern. Im Folgenden führen wir darum 
auf, was im Rahmen eines möglichen Kirchenasyls und dem damit verbundenen Dossier-
Verfahren bereits vor und dann während der Inobhutnahme der Geflüchteten unbedingt 
zu beachten ist: 
 
1. Jede der VEF-Kirchen berät ihre Gemeinden zum Thema Kirchenasyl. Wenn eine Ge-
meinde vor der Entscheidung steht, ein Kirchenasyl zu gewähren, ist es unerlässlich, dass 
sie zunächst Kontakt mit dem oder der Migrationsbeauftragten der jeweiligen Freikirche 
aufnimmt. Hier erhält die Gemeinde Beratung, die für die Entscheidung (Liegt ein Härte-
fall vor?), Durchführung und Begründung des Kirchenasyls (Härtefalldossier) hilfreich und 
nötig ist. Die Kontaktdaten der Migrationsbeauftragten sind in den jeweiligen Kirchen-
zentralen zu bekommen. 
 
2. In besonderen Fällen kann über die Beratung der jeweiligen kirchlichen Stelle hinaus 
eine zusätzliche Beratung durch den VEF-Kirchenasylbeauftragten, RA Andreas Hantschel, 
wichtig sein. Damit gemeinsam sorgfältig geprüft werden kann, ob eine erkennbare Härte 
vorliegt und es somit eine begründete Hoffnung gibt, dass eine erneute Prüfung durch 
den Staat zu einem anderen, also positiven Ergebnis zugunsten der Asylsuchenden kom-
men könnte. 
 
3. Wenn es dann zu einem Kirchenasyl kommt und damit verbunden ein Dossier erstellt 
werden muss, bedarf es einer detaillierten Absprache mit dem VEF-Kirchenasyl-
beauftragten. Das Bundesamt akzeptiert ausschließlich Dossiers, die über offizielle, zu-
vor benannte Ansprechpartner eingereicht werden. Bei der VEF ist dies der VEF-Kirchen-
asylbeauftragte. Wenn nicht schon vorher involviert, ist dieser bitte so bald als möglich 
zu kontaktieren, wenn ein Kirchenasyl gewährt werden soll. 
 
Zu beachten ist, dass die Honorierung des VEF-Kirchenasylbeauftragten nicht zentral 
über die Mitgliedskirchen der VEF, sondern direkt erfolgt. Das Honorar für RA Hant-
schel ist durch die jeweilige Gemeinde zu zahlen. Die Höhe ist mit den VEF-Kirchen 
abgesprochen. Auch hierzu informiert gerne der Migrationsbeauftragte der jeweiligen 
Freikirche. 
 
Elstal/Wustermark, den 12. September 2018 
 
Christoph Stiba (VEF-Präsident) 
Peter Jörgensen (VEF-Beauftragter am Sitz der Bundesregierung) 
Andreas Hantschel (VEF-Kirchenasylbeauftragter beim BAMF) 


